
 

 
 
 

Wahlprogramm 
zur Landtagswahl 1996 

der Freien Demokratischen Partei 
Landesverband Baden-Württemberg 

 
„Zukunft gewinnen – Beschäftigung schaffen.“ 

 
(Beschlossen auf dem Landesparteitag 

in Stuttgart am 4./5. Januar 1996) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

_________________________ 
Quelle/Zitierweise: http://www.fdp2001.de/docs/PROGLW96.rtf; 12.02.2004 
Archiviert als PDF-Dokument; Signatur IN5-17 

    

 

http://www.fdp2001.de/docs/PROGLW96.rtf


Wahlprogramm der F.D.P. Baden-Wu rttemberg
zur Landtagswahl am 24. Marz 1996

Beschlossen vom
86. Ordentlichen Landesparteitag
am 4. und 5. Januar 1996 in Stuttgart

Zukunft gewinnen -
       Beschaftigung schaffen.



Liebe Mitbu rgerinnen und Mitbu rger,

am 24. Marz treffen Sie eine wichtige Wahlentscheidung.
Unser Wahlprogramm zeigt Ihnen, wir wir Liberalen die Zukunft
gestalten und - vor allem - wie wir fu r Baden-Wu rttemberg
wieder "Zukunft schaffen" wollen.

Auf der nachsten Seite sehen Sie kurz zusammengefaöt die Themen
und Positionen, die uns in diesem Wahlkampf besonders am Herzen liegen.

Ich lade Sie ein: Sehen Sie sich unser Programm an.
Vergleichen Sie es mit dem, was andere wollen.
Und vor allem: Vergleichen Sie es mit dem, was Sie wollen.

Ich bin sicher:
Je mehr Sie sich ansehen, um so mehr spricht fu r uns:
Ihre F.D.P. in Baden-Wu rttemberg.

Dr. Walter Doring MdL
Landesvorsitzender



Zukunft sichern heiöt Beschaftigung schaffen. Dafu r ist radikales Umdenken
gefordert: Weniger Staat, weniger Regulierungen, weniger Steuern. Wir wollen,
daö Baden-Wu rttemberg zum Motor und Modell dafu r wird. Die Steuern
mu ssen gesenkt, das Steuersystem muö einfacher werden. Und der
Solidarzuschlag muö ab 1997 abgebaut werden.

Wir wollen ernst machen mit dem schlanken Staat. Wir wollen drei Ministerien
einsparen. Wir wollen, daö Sie als Bu rger mehr Mitspracherechte haben. Wir wollen
die 3-Ebenen-Verwaltung. Und wir werden Kosten sparen, auch wo es Posten kostet.

Wir wollen, daö die Landesbeteiligungen an Banken und Energieunternehmen
endlich privatisiert werden. Das Geld daraus wird dringend gebraucht. Zum
Abbau der Schulden. Und fu r Investitionen in das Wichtigste, was wir haben:
Bildung, Talente - Innovation.

Wir wollen, daö unsere Schulen und Hochschulen auf die Markte und Moglichkeiten
von morgen eingestellt werden - und nicht in Konfessionen und Konventionen von
gestern steckenbleiben. Mehr Vielfalt im Bildungsangebot, mehr Gewicht fu r die
berufliche Bildung, mehr Eigenverantwortung und Wettbewerb an Hochschulen:

Wir wollen, daö u ber die innere Sicherheit nicht dauernd geklagt, sondern
endlich etwas dafu r getan wird. Mehr Personal, bessere Ausru stung, bessere
Bezahlung. Und vor allem: die Polizei muö weg vom Schreibtisch - raus auf die
Straöe.

Wir wollen ein weltoffenes Klima, das gesellschaftliche Veranderungen als Chance
nutzt - und nicht in alten Rollen- und Weltbildern hangenbleibt. Die
Gleichberechtigung von Mann und Frau - aber nicht in Quoten, sondern in der Praxis.
Ein modernes Staatsangehorigkeitsrecht, klare Regelungen fu r die Zuwanderung von
Auslandern.



- 2 -

I n h a l t

Zukunft sichern, Arbeitsplatze schaffen 5

Solide Finanzen, weniger Steuern;
Mut zu neuen Prioritaten 13

Effiziente Verwaltung in einem schlanken Staat -
Dezentralitat, Eigenverantwortung und Leistung 18

Bildung ist Bu rgerrecht 21

Bu rger schu tzen - Freiheit sichern 28

Die liberale Bu rgergesellschaft 32



1  Zukunft sichern, Arbeitsplatze schaffen

Die F.D.P. ist auch in der Wirtschaftspolitik die Zukunfts- und Fortschrittspartei. Sie
tritt fu r eine soziale und okologische Marktwirtschaft ein. Diese ist am besten
geeignet, den okonomischen und okologischen Bedu rfnissen gerecht zu werden und
dabei die Wu nsche des Bu rgers nach Freiheit, Selbstbestimmung und Entfaltung zu
erfu llen.

Wir werden einen Beitrag dazu leisten, daö Baden-Wu rttemberg wieder eine
Spitzenposition auf den Gebieten Wirtschaft, Wissenschaft und Kultur einnimmt; eine
Stellung, die jahrzehntelange Alleinregierungen und eine Groöe Koalition fahrlassig
aufs Spiel gesetzt haben. Um unsere Position eines leistungsstarken, dynamischen
und liberal gepragten Landes wiederzugewinnen, sind auf vielen Gebieten neue
Initiativen erforderlich:

Wir wollen

-   die Arbeitslosigkeit als das groöte aller sozialen U bel durch konsequente
Forderung von Strukturwandel bekampfen;

-    Rahmenbedingungen schaffen, die Eigeninitiative fordern und belohnen und den
Bu rger nicht in Vorschriften ersticken;

-    die Wirtschaft von regulierenden Fesseln befreien, nicht notwendige staatliche
Beteiligungen privatisieren und schlanke Strukturen in den Landesverwaltungen
einfu hren;

-   die Verschuldung Baden-Wu rttembergs konsequent abbauen;

-   daö das Ziel der Erhaltung einer lebenswerten Umwelt voll integriert wird;

-    eine Steuerstrukturreform anstreben, die Unternehmen entlastet und das
Steuersystem drastisch vereinfacht;

-    personliche Gestaltungsfreiraume fu r den Einzelnen wiedergewinnen und
erweitern, indem wir den Staat zuru ckdrangen auf seine Aufgabe der Schaffung
von Rahmenbedingungen mit marktwirtschaftlichen Elementen.

Die genannten Initiativen wird die F.D.P. wie folgt verwirklichen:

1.1 Mittelstand fordern, Arbeitslosigkeit bekampfen

Die Forderung des Mittelstandes als groötem Arbeitgeber und die Forderung von
Existenzgru ndungen ist ein wesentlicher Beitrag, Arbeitslosigkeit zu bekampfen:
Das Bu rgergeldkonzept (siehe Abschnitt 6.4) muö auch durch eine Bundesrats-
initiative des Landes vorangetrieben und umgesetzt werden.

Im Rahmen einer Initiative im Bundesrat ist das Tarifgesetz so zu andern, daö
Unternehmen unter anderem fu r begrenzte Dauer die Moglichkeit haben, neu
eingestellte Arbeitnehmer unter Tarif zu bezahlen. Insofern hat die Schaffung neuer
Arbeitsplatze Vorrang gegenu ber der Tarifautonomie (z. B. keine flachendeckenden



- 2 -

Tarifvertrage).

Hohere Betriebsnutzungs- und Maschinenlaufzeiten zur besseren Nutzung
teurer  Investitionen; flexible, der Auftragslage angepaöte Arbeitszeiten ohne
U berstundenzuschlage mit Jahresausgleich ("Jahresarbeitszeit"), auch den Samstag
betreffend.

Schutzgesetzen kommt eine groöe Bedeutung zu. Dort, wo es jedoch in der
Vergangenheit kontraproduktive Auswirkungen gab, mu ssen die entsprechenden
Gesetze geandert werden. (Beispiel: Wiederholungen oder Verlangerungen von
Zeitarbeitsvertragen sind zu ermoglichen).

Unternehmensgru ndungen mu ssen erleichtert werden durch vereinfachte und
schnellere Verfahren, die Gewahr von Bu rgschaften und zinsverbilligten Darlehen,
durch Herstellung von Fordertransparenz und Anerkennung der Qualifikation durch
Berufserfahrung, die nicht an Titel oder Urkunden gebunden ist (Aufhebung von
Wettbewerbsnachteilen in der EU).

Gemeinsame Exportaktivitaten, europaische Kooperationen und Direktinvestitionen
im auöereuropaischen Bereich mittelstandischer Unternehmen werden gefordert.

Neugru ndungen werden unterstu tzt, indem zuku nftig Sachverstandige zur Erstellung
der dazu erforderlichen Unterlagen (z.B. Plan-, Gewinn- und Verlustrechungen,
Umsatz-, Investitions- und Finanzplane usw.) auch bei der Finanzierung durch
Fordergelder frei gewahlt werden konnen.

Es wird eine beratende Begleitung von neugegru ndeten Unternehmen fu r
einen Zeitraum von zwei Jahren ermoglicht, z. B. durch Senior-Management-
Experten, im vorgegebenen Rahmen und durch anteilige Bezuschussung.

Das Land muö sich auch u ber den Bundesrat konsequent einsetzen,
Lohnzusatzkosten abzubauen (z. B. Finanzierung versicherungsfremder Leistungen
u ber Steuern).

Das Land muö sich konsequent fu r die Deregulierung arbeitsplatzschaffender
Zukunftsbranchen einsetzen, z. B. in der Telekommunikation. Das Land muö ferner
innovativ-freundliche Bedingungen fu r neue Produkte und Verfahren schaffen, etwa
in der Biotechnologie.

Verkrustete Strukturen durch Zwangsmitgliedschaften in Kammern und
Berufsverbanden sind aufzubrechen, um Wettbewerb zu fordern und die
Kammermitgliedschaften zu einem Gu tesiegel zu entwickeln.

Kapitalbeschaffung u ber die Borse ist weiter zu erleichtern und
Wagnisfinanzierungskapital zu fordern.

Die F.D.P. setzt sich dafu r ein, daö die Moglichkeit fu r geringfu gige
Beschaftigungsverhaltnisse weiterhin erhalten bleibt.
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1.2  Deregulieren, privatisieren und die Landesverwaltung schlank machen

Es gilt fu r uns der Grundsatz "personliche Gestaltungsfreiheit vor staatlicher
Regelung", um die hohe Regelungsdichte in unserem Land zu senken. Samtliche
Landesgesetze und -verordnungen sind nach diesen Kriterien zu u berpru fen und
Verwaltungsstrukturen effizient zu gestalten. Beteiligungen des Landes an
Unternehmen sind grundsatzlich zu privatisieren. Nach liberalem Verstandnis
bedeutet Privatisierung nicht lediglich den Wechsel der Rechtsform, sondern den
Verkauf der Kapitalanteile an private Investoren:

Die Landesregierung wird vom Parlament verpflichtet, jahrlich einen
Deregulierungsbericht vorzulegen, der die Umsetzung von Vorschlagen zur
Aufhebung u berflu ssiger gesetzlicher Regelungen dokumentiert, insbesondere die
Regeln des offentlichen Auftragswesens sind zu straffen.

Die Landesregierung hat zu den Berichten des Landesrechnungshofes
Maönahmenplane zu erstellen, um die beanstandeten Punkte abzustellen, binnen
Jahresfrist.

Das Leistungs- und Verantwortungsprinzip als Voraussetzung fu r effizientes
Wirtschaften sind auch fu r die offentliche Verwaltung nachvollziehbar einzufu hren.

Im Rahmen einer Steuerstrukturreform wird ein integriertes Besteuerungs- und
Transfersystem sozialer Leistungen angestrebt (Bu rgergeld), bei dem sich das
Finanzamt zum Dienstleistungsunternehmen fu r Bu rger entwickelt.

Der Ru ckzug des Staates aus wirtschaftlichen Tatigkeitsfeldern wie z. B. der
Stromwirtschaft (Badenwerk, EVS), dem Glu cksspiel (Toto-Lotto) oder der
Salzgewinnung (Su dwestsalz AG) ist konsequent durchzusetzen.

Die baden-wu rttembergische Bankenlandschaft ist privatwirtschaftlich neu zu
ordnen; dabei sind Einzelinteressen der beteiligten Institute zuru ck-
zudrangen.

1.3 Liberale Forschungspolitik realisieren

Liberale Forschungspolitik in Baden-Wu rttemberg entwickelt Strategien und
Instrumente zur Umsetzung von Forschungsergebnissen in wirtschaftliche Produkte
und Verfahren.

Wir wollen

- die Koordinierung und Bu ndelung der F+E Programme der einzelnen
Landesministerien.

- die Wiedereinfu hrung der steuerlichen F+E Forderung u ber eine Initiative des
Landes Baden-Wu rttemberg im Bundesrat.

- die Erweiterung der Kompetenz des Landesforschungsbeirates in
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Technologiefragen zur Unterstu tzung von Regierung und Parlament.

- die Konzentration der auöeruniversitaren F+E Forderung der offentlichen Hand
auf Schlu ssel- und Querschnittstechnologien.

- die Starkung der erkenntnisorientierten und der zielorientierten Forschung, letztere
im Einklang mit Forschungsthemen der Industrie.

1.4 Verkehrsinfrastruktur

Der Wirtschaftsstandort Baden-Wu rttemberg ist auf eine gut ausgebaute
Verkehrsinfrastruktur angewiesen. Ein leistungsfahiges Verkehrswesen ist
Voraussetzung fu r die freie Wahl von Arbeit, Wohnen, Versorgung und Erholung.
Angesichts des prognostizierten starken Zuwachses im Personen- und vor
allem im Gu terverkehr ist es unter verkehrs- wie umweltpolitischen Gesichtspunkten
unverzichtbar, Verkehr durch moderne Technik umweltvertraglicher zu gestalten, die
vorhandenen Kapazitaten der Verkehrsinfrastruktur u.a. durch Anwendung der
Informations- und Kommunikationstechnik besser auszulasten, Verkehr auf das
jeweils umweltvertraglichste Verkehrsmittel zu verlagern und Verkehr zu vermeiden.
Der Verlagerung heutiger materieller Verkehrs- und Transportaufgaben auf schnelle
sowie wesentlich energieextensivere und damit umweltverantwortbare elektronische
Kommunikation wird groöe Bedeutung zukommen. Verkehrsverlagerung und -
vermeidung ist am wirkungsvollsten mit marktwirtschaftlichen Mitteln zu erreichen:
Jedem Verkehrstrager sind die von ihm erzeugten gesamtgesellschaftlichen Kosten
verursachergerecht zuzuweisen.

Wir wollen

-   die Hochgeschwindigkeitsstrecken im Rheintal und zwischen Stuttgart und Ulm
so schnell wie moglich verwirklichen.

-   das deutsche mit dem franzosischen Hochgeschwindigkeitsnetz sowohl u ber
Karlsruhe - Straöburg wie u ber Mannheim - Saarbru cken verknu pfen und die
interregionale grenzu berschreitende Verkehrsplanung weiter entwickeln;

-   den Regional- und Nahverkehr auf der Schiene nachhaltig verbessern und dazu
die Vorschlage fu r einen integralen Taktfahrplan zu gig umsetzen;

-   den Gu terverkehr wo immer moglich auf die Schiene und/oder die Wasserstraöe
verlagern und dazu die Einrichtungen des kombinierten Verkehrs
Straöe/Schiene/Wasserweg verstarkt ausbauen;

-   auch im Schienenverkehr Wettbewerbsstrukturen ermoglichen und dazu fu r eine
strikte Wettbewerbsneutralitat bei der Bereitstellung des Fahrwegs sorgen;

-   die hochstbelasteten Streckenabschnitte des baden-wu rttembergischen
Autobahnnetzes sechsspurig ausbauen;

-   den Bau von Ortsumfahrungen im Zuge von Bundes- und Landesstraöen dann
gewahrleisten, wenn diese aus Gru nden der Verkehrssicherheit und des
Schutzes vor Larm- und Abgasemissionen erforderlich sind;
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-   die Ausbaustandards im Straöenbau u berpru fen, vermehrt dreispurige
Querschnitte (2+1) vorsehen und den Flachenverbrauch bei der Verknu pfung von
Straöen im Auöenbereich auch zu Lasten der Fahrgeschwindigkeit verringern;

-   speziell fu r Berufs- und Ausbildungspendler Anreize fu r das Umsteigen vom
privaten PKW auf den offentlichen Personennahverkehr setzen, z.B. durch
Einfu hrung einer verkehrsmittelunabhangigen Entfernungspauschale, durch
Semestertickets nach dem Heidelberger Modell oder durch job-tickets, die im
Bereich der offentlichen Hande aus dem Aufkommen aus der
Parkraumbewirtschaftung landeseigener Flachen zu fordern sind.

1.5 Fremdenverkehr

Die Forderung des Fremdenverkehrs und des Tourismus dient der Sicherung des
Standortes Baden-Wu rttemberg und schafft notwendige Arbeitsplatze. Der
Fremdenverkehr hat sich zusammen mit dem Hotel- und Gaststattengewerbe zu
einem bedeutenden Dienstleistungssektor entwickelt mit groöen
Wachstumsperspektiven. Die Rahmenbedingungen fu r diesen Bereich mu ssen
optimiert werden, damit unser Land an Attraktivitat fu r Touristen zunimmt und im
internationalen Wettbewerb bestehen kann.

1.6  Zukunft fu r landliche Raume, zukunftsorientierte Landwirtschaft und
       flachendeckende Landbewirtschaftung

Die Bedeutung der Landwirtschaft und der Landlichen Raume geht weit u ber die
Aufgaben der Nahrungsmittelproduktion hinaus. Die Landwirtschaft
Baden-Wu rttembergs hat u ber Jahrtausende hinweg die Kulturlandschaft
gepragt und gepflegt, sie tragt somit nicht nur zur Sicherung der Ernahrung, sondern
auch zum Erhalt der Lebens- und Erholungsraume fu r unsere Bevolkerung bei. Die
Land- und Forstwirtschaft sowie der Gartenbau sind unentbehrliche Bestandteile
unserer Gesellschaft und Volkswirtschaft.

Die landlichen Raume mit ihren multifunktionalen Aufgaben konnen als
Lebens-, Ausgleichs- und Wirtschaftsraum nur durch eine zukunftsorientierte
flachendeckende Landbewirtschaftung und nicht durch staatliche Landschaftspflege
gesichert werden. Hierzu gilt es, die erforderlichen Rahmenbedingungen fu r Haupt-,
Zu- und Nebenerwerbslandwirte zu verbessern.

Wir wollen

- die Wettbewerbsfahigkeit unserer landwirtschaftlichen Betriebe im Haupt-, Zu-
und Nebenerwerb starken,

-    die Markteinfu hrung nachwachsender Energie- und Rohstoffe besser fordern,

- durch den Ausbau und die Verbesserung der Rahmenbedingungen der
Direktvermarktung sowie einer besse-ren Unterstu tzung und Werbung fu r das
Herkunfts- und Qualitatszeichen einen hoheren Anteil an der Wertschopfung der
Landwirtschaft erreichen,

- keine Tierhaltung, die durch den Einsatz von gentechnisch hergestellten
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Leistungsforderern oder Hormonen das Vertrauen in die hohe Qualitat und die
Angebotsvielfalt unserer heimischen Nahrungsmittel gefahrdet,

- im Interesse unserer Verbraucher und Landwirte klare Deklarationen
undtransparente Nachweise u ber die Herkunft unserer Nahrungsmittel,

- den Abbau von Wettberwerbsverzerrungen innerhalb der EU-Agrarpolitik, EU-
einheitliche Regelungen und damit faire Chancen fu r die heimische Landwirtschaft
sowie die baldige Verwirklichung der Europaischen Wahrungsunion;

- die Schaffung von nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsplatzen sowie den Erhalt und
weiteren Ausbau funktionsfahiger Infrastruktur zur Sicherung landlicher Raume.

- eine leistungsfahige, zukunftsorientierte Landwirtschaftsberatung und -
verwaltung sowie eine Intensivierung der Berufsaus- und fortbildung
insbesondere fu r motivierte und leistungsorientierte Unternehmer,

- die Rahmenbedingungen und die Zukunftschancen fu r Junglandwirte und
Betriebsu bernehmer verbessern.

- der Tierschutz wird in der Landesverfassung mit dem Wortlaut:
 "Tiere werden als Lebewesen und Mitgeschopfe geachtet. Sie werden vor nicht
artgemaöer Haltung und vor vermeidbarem Leiden geschu tzt."

-    der Tierschutzgedanke muö auch im EWG-Vertrag verankert werden

- Groöraumige Naturschutzgebiete im Sinne von Biospharenreservaten unter
Einbeziehung der Landwirtschaft sind zu schaffen.

1.7  Umweltverantwortbare Innovationsfelder erschlieÄ en

Die nachhaltige Sicherung der Lebensgrundlagen ist ein unverzichtbares Ziel der
Politik. Fu r die Wirtschaft ist die okologische Herausforderung eine Chance. Diese
wurde bisher nicht ausreichend genutzt. Umweltschonendes Wirtschaften ist durch
das Steuersystem zu belohnen. Die Rahmenbedingungen sind durch verlassliche
Vorgaben so zu gestalten, daö Unternehmen und Haushalten ausreichend Zeit zur
Anpassung bleibt.

Vorschriften, die umweltschonendes Wirtschaften und die Einfu hrung
entsprechender Techniken behindern, mu ssen abgebaut werden (z. B. u berzogene
stadtebauliche Vorschriften).

Das Monopol der Energiebereitstellung und -verteilung ist zu lockern und der
Anschluözwang aufzuheben.

Der Naturverbrauch ist steuerlich starker zu belasten, der Faktor Arbeit ist steuerlich
zu entlasten.

Eine verbrauchsabhangige Energie/CO2-Steuer auf Benzin, Heizol, Gas und Strom
ist zugunsten der Senkung von Lohn-, Einkommen- und gewinnabhangigen Steuern
zu erheben; erneuerbare Energien in einer Leistungsklasse unterhalb 10 Megawatt
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sind auszunehmen.

Zur Steigerung der Energieeffizienz und zur Nutzung erneuerbarer Energien ist eine
vermehrte Anstrengung, insbesondere die sukzessive Ru ckfu hrung des Einsatzes
fossiler Brennstoffe, auch der Kohle, notwendig.

Die bestehenden Kernkraftwerke in Baden-Wu rttemberg sind schon wegen des
sonst notwendigen starkeren Ru ckgriffs auf fossile Energietrager zur Deckung des
Strombedarfs weiter zu betreiben. Der Bau weiterer Kernkraftwerkskapazitaten ist
aber durch eine konsequente Politik der Energieeinsparung, der rationellen
Energienutzung und der vermehrten Anwendung erneuerbarer Energien u berflu ssig
zu machen.

Die Kfz-Steuer ist umgehend auf die Mineralolsteuer umzulegen, um das
Verursacherprinzip zu starken.

Pilotprojekte zur Einfu hrung von Umweltnutzungslizenzen sind zusammen mit
anderen Bundeslandern zu initiieren.

1.8  Neue Technologien

Neue Technologien bieten neue Chancen, auch fu r neue, qualifizierte und
sichere Arbeitsplatze. Zu nennen sind insbesondere die neuen Informations- und
Kommunikationstechnologien, die Biotechnologie, neue Umwelttechniken, neue
(vornehmlich solare) Energietechniken und die Bereiche der neuen Werkstoffe und
der Mikro(Nano-)Systemtechnik.

Wir wollen

- die Nutzung der neuen Informations- und Kommunikationstechnologien
gezielt vorantreiben, u.a. im Bereich der Tele-Arbeit, bei neuen Dienstleistungen,
in der Medizintechnik, in der Telematik im Verkehrswesen, bei schnellen Netze
fu r Hochschulen und Forschungszentren und in der Anwendung fu r Lehren und
Lernen, gerade auch in der Fort- und Weiterbildung, um den Wirtschaftsstandort
Deutschland zu erhalten.

1.9  Die Chancen Baden-Wu rttemberg's in Europa nutzen

Baden-Wu rttemberg ist eine Zentralregion Europas von herausragender
Bedeutung. In keinem anderen Land der Bundesrepublik hangen so viele
Arbeitsplatze direkt oder indirekt vom Handel mit den europaischen Nachbarn ab, und
pendeln taglich so viele Menschen zum Arbeiten in die Nachbarlander. Kein anderes
Land liegt so im Schnittpunkt der europaischen Verkehrsstrome.

Gerade die Grenzlage unseres Landes in der Nachbarschaft zu Frankreich, zur
Schweiz und zu O sterreich birgt ein hohes Potential besonderer Standortvorteile
innerhalb des sich entwickelnden Europas. Die gu nstigen Verkehrsanbindungen an
die groöen Wirtschaftszentren Europas und der hohe Entwicklungsstand des
Industriestandorts Baden-Wu rttemberg verpflichten zu besonderer Hinwendung zu
grenzu berschreitender Zusammenarbeit. Baden-Wu rttemberg ist daher in
besonderem Maöe aufgerufen, durch eine aktive Europapolitik den
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Gestaltungsrahmen des Vertrages von Maastricht durch konkrete, regionenbezogene
Maönahmen mit Leben zu erfu llen.

Deutschland als bedeutende Exportnation und insbesondere Baden-W u rttemberg
braucht die Wahrungsunion. Die Wahrungsunion ist die logische Vollendung des
Binnenmarkts. Die Abkehr vom Ziel der Wahrungsunion wu rde den Binnenmarkt
gefahrden und den Ru ckfall in weltweit nicht mehr konkurrenz-fahiges nationales
Wirtschaften bedeuten. Die Wahrungsunion muö eine stabile europaische Wahrung
garantieren. Deshalb halten wir die Erfu llung der Konvergenzkriterien nicht nur zum
Stichtag, sondern dauerhaft fu r unverzichtbar. Unverzichtbar ist fu r uns insbesondere,
daö dabei die staatliche Ausgabenpolitik in allen Mitgliedslandern strengen
gemeinschaftlichen Regeln und Kontrollen unterliegt.
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2   Solide Finanzen, weniger Steuern; Mut zu neuen Prioritaten

Haushalts- und Finanzpolitik ist Gesellschaftspolitik. Die gilt bei dauerhaft knappen
Kassen aller offentlichen Hande in besonderem Maöe. Seit 1989, spatestens aber
seit 1992 ist fu r jedermann erkennbar, daö eine grundsatzlich neue Politik vonnoten
ist. Verteilungsspielraume, die die Erfu llung neuer an den Staat herangetragener
Bedu rfnisse innerhalb kurzer Zeitraume ermoglichen, sind dauerhaft nicht mehr
vorhanden. Wenn dennoch neue Prioritaten gesetzt und neue Ziele verwirklicht
werden sollen, ist es umso mehr erforderlich, alle Besitzstande auf den Pru fstand zu
stellen, bedarf es des Muts, u berkommene Strukutren anzutasten und neu zu
ordnen. "Weiter wie gehabt" taugt nicht als Motto der Zukunftsgestaltung; denn dies
gefahrdete die wirtschaftlichen Entwicklungschancen jetzt und ware zugleich eine
massive Beeintrachtigung der Zukunftschancen der jungen Generation.

2.1 Die Institutionen der O ffentlichen Hande haben in den vergangenen 25 Jahren
u ber ihre Verhaltnisse gelebt - auch das Land Baden-Wu rttemberg. Der
Schuldenstand des Landes stieg von 5 Milliarden 1970 u ber 10 Milliarden 1975, 21
Milliarden 1980, 31 Milliarden 1985 und 41 Milliarden 1990 auf knapp 50 Miliarden
1994 an. Die damit verbundene Einschrankung der Gestaltungsspielraume ku nftiger
Haushalte und die Verlagerung von Lasten auf die Zukunft mu ssen ein Ende haben.

Die Konsolidierung der offentlichen Haushalte ist zwingende Aufgabe der
Landespolitik. Dies gilt auch fu r Baden-Wu rttemberg. Die Politik ungehemmter
Neuverschuldung hat dazu gefu hrt, daö der Schuldendienst, die Ausgaben fu r Zins
und Tilgung, mehr als ein Sechstel der Gesamteinnahmen und mehr als ein Viertel
aller Steuereinnahmen des Landes beansprucht.

Gleichrangig mit den Ziel der Haushaltskonsolidierung aber ist das Ziel, die Steuer-
und Abgabenquote zuru ckzufu hren. Dies setzt Leistungsanreize fu r die Bu rger und
die Wirtschaft frei und schafft Spielraume fu r Investitionen und neue Arbeitsplatze.
Beides ist unverzichtbar: Eine Entlastung der Bu rger und der Wirtschaft von Steuern
und Abgaben und eine stetige Politik der Konsolidierung der offentlichen Haushalte.
Beides wird sich deshalb nur schrittweise vollziehen lassen.

Wir wollen

-   die Nettokreditaufnahme des Landes in den fu nf Jahren der nachsten
Legislaturperiode nachhaltig verringern mit dem Ziel, am Ende der
Legislaturperiode keine neuen Schulden mehr aufnehmen zu mu ssen;

-   auöerste Sparsamkeit bei den Sachausgaben und den Zuweisungen und
Zuschu ssen, um wenigstens in begrenztem Umfang neue Schwerpunkte setzten
zu konnen und nicht in erster Linie bei den Investitionen sparen zu mu ssen - und
damit wiederum Zukunftsvorsorge zu versaumen;

-   das Subventionen an Wirtschaftsunternehmen zeitlich befristet und degressiv
ausgestaltet sind, um Gewohnungseffekte der Empfanger zu verhindern und dem
Zweck der voru bergehenden Unterstu tzungsmaönahme gerecht zu werden;

-   neben einer regelmaöigen Subventionsberichterstattung die Einrichtung
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     eines Subventionsbeirats, der Landesregierung und Parlament gegenu ber neutral
     ist und neben der Erfolgskontrolle auch Vorschlage zum Subventionsabbau zu
     machen hat.

2.2 Das Personalstellenkonzept der seitherigen Regierung, wortmachtig als "Null-
Stellen-Wachstum" angeku ndigt, ist gescheitert: Tatsachlich sind in dieser
Legislaturperiode mehr als 6800 Stellen geschaffen worden, wahrend
parallel dazu kaum mehr als 3000 Stellen abgebaut werden. Das Null-Stellen-
Wachstum ist eine Mogelpackung. Der jetzt beschlossene Abbau weiterer 4000
Stellen bezieht sich auf die Jahre 1997-2002. Damit hinterlaöt die groöe Koalition
eine Erblast ersten Ranges, die die Handlungsspielraume einer neuen
Landesregierung erheblich einengt. Es kommt hinzu, daö durch entsprechende
Ru ckstellungen Vorsorge getroffen werden muö fu r die in Zukunft drastisch
steigenden Pensionszahlungen des Landes (1995 ca. 3 Milliarden, 2005 ca. 6
Milliarden DM).

Wir wollen

-   den Anstieg der Personalausgaben begrenzen und an dem beschlossenen Abbau
von 4000 Stellen in der Landesverwaltung festhalten;

-   daru ber hinaus weniger Ministerien und den Zuschnitt und die
Organisationsstruktur der Ministerien und Regierungsprasidien straffen, um auch
hier zu einem nachhaltigen Personalabbau zu kommen.

-   einen Pensionsfond fu r Landesbeamte einrichten

2.3  Haushaltsklarheit und Haushaltswahrheit sind bei der groöen Koalition auf der
Strecke geblieben; das Haushaltsbewilligungsrecht als "Konigsrecht" des Parlaments
ist vom Landtag weitgehend an den Finanzminister abgetreten worden.

Wir wollen

-   die Verantwortung des Parlaments fu r den Haushalt und die U berschaubarkeit
und Klarheit des Haushalts starken;

-   zum Einjahreshaushalt zuru ckkehren, um standige Nachtragshaushalte zu
vermeiden, die schon durch Zeitablauf vom Parlament nicht mehr zu andern sind;

-   die Ausweisung globaler Minderausgaben im Haushalt, die die tatsachliche
Haushaltsgestaltung vollends der Regierung u berantworten, auf ein Minimum
beschranken.

2.4  Die Finanzlage der Kommunen hat sich in den letzten Jahren nachhaltig
verschlechtert. Neben einer schlechteren Einnahmeentwicklung aufgrund der
wirtschaftlichen Entwicklung und der Beteiligung der Kommunen an der
Finanzierung der deutschen Einheit sowie der u berproportionalen Steigerung der
Sozialhilfeaufwendungen sind hierfu r auch die Eingriffe des Landes in den
kommunalen Finanzausgleich verantwortlich. Nur mit Hilfe von Vorwegentnahmen
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aus der Finanzausgleichsmasse von mehr als 600 Millionen DM pro Jahr 1993/94 und
der Verweigerung einer genauen Abrechnung und zeitnahen Ru ckzahlung der
U berzahlungen der Kommunen fu r den Landerfinanzausgleich hat das Land es
erreicht, trotz rezessionsbedingter Steuermindereinnahmen und zusatzlicher
Leistungen fu r die deutsche Einheit die Eckwerte seiner Finanzplanung bezu glich der
Nettokreditaufnahme einzuhalten. Die Verlagerung der Ru ckzahlungsanspru che der
Kommunen auf die Jahre 1997 - 1999 ist eine weitere Erblast der groöen Koalition fu r
eine neue Landesregierung.

Wir wollen

-   zu Beginn der neuen Legislaturperiode des Landtags den kommunalen
Finanzausgleich mit dem Ziel der Starkung der Kommunen neu ordnen;

-   die Kommunen vor einer Verlagerung von Aufgaben des Landes, aber auch des
Bundes auf die kommunale Ebene schu tzen, wenn den Kommunen hierfu r nicht
gleichzeitig ein adaquater finanzieller Ausgleich gewahrt wird;

-   bei Maönahmen der Steuerreform, die Steuerarten betreffen, deren Aufkommen
allein den Kommunen zusteht, - z.B. bei der Abschaffung der
Gewerbekapitalsteuer und der Verringerung der Gewerbeertragssteuer - dafu r
sorgen, daö den Kommunen ein fairer Ausgleich gewahrt und grundgesetzlich
abgesichert wird.

2.5 Die Steuer- und Abgabenquote ist zu hoch; sie muö in den nachsten Jahren
schrittweise zuru ckgefu hrt werden. Dies setzt Leistungsanreize fu r die Bu rger und die
Wirtschaft, tragt zur Standortsicherung bei und schafft Spielraume fu r Investitionen
und neue Arbeitsplatze. Es muö wieder Anschluö an die erfolgreiche
Steuersenkungspolitik der 80er Jahre gefunden werden.

Zugleich ist die Absenkung der Steuerlast mit einem Umbau des Steuerrechts zu
verbinden. Jede A nderung des Steuerrechts ist immer auch eine
gesellschaftspolitische Reformaufgabe: So sind die jetzt erreichte Freistellung des
Existenzminimums von der Besteuerung und die nachhaltige Verbesserung des
Familienlastenausgleichs durch Kindergeld oder Kinderfreibetrag auch
eine familienpolitische Leistung ersten Ranges.

Genauso wird der Einbau okologischer Elemente in das Steuerrecht, vor
allem die aufkommensneutrale Einfu hrung einer Energie/CO2-Steuer bei
gleichzeitiger Absenkung anderer Steuerarten, Anreize setzen fu r einen sparsameren
Energieverbrauch und fu r neue, umweltvertraglichere Produkte und Verfahren. U ber
eine Veranderung der Rahmenbedingungen wird damit mehr umweltpolitischen
Fortschritt erreicht, als es das herkommliche Ordnungsrecht vermag. Und parallel
dazu setzt die Absenkung der Besteuerung der Bu rger und der Wirtschaft weitere
Innovationspotentiale frei.

Wir wollen

-   die Gewerbesteuer abschaffen und den Kommunen nach einem orts- und
wirtschaftsbezogenen Schlu ssel u ber eine Beteiligung am
Umsatzsteueraufkommen einen vollen Ausgleich garantieren;
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-   den Solidaritatszuschlag in drei Schritten 1997 - 1999 abzuschaffen;

-   das bestehende Steuersystem auf okologisch kontraproduktive Bestimmungen hin
durchzuforsten und eine aufkommensneutrale Energie/CO2-Steuer moglichst im
Rahmen einer U bereinkunft der Europaischen Union - wenn dies nicht moglich ist,
aber auch national - 1997 einfu hren;

-   parallel dazu weitere tarifliche Entlastungen bei der Lohn- und Einkommenssteuer
und eine Absenkung des Spitzensatzes der Einkommens- und
Korperschaftssteuer erreichen;

-   versicherungsfremde Leistungen aus den gesetzlichen
Sozialversicherungssystemen in den Bereich der staatlichen Haushalte
zuru ckfu hren und damit Spielraume fu r eine Senkung der Lohnzusatzkosten,
speziell bei den Beitragen zur Arbeitslosenversicherung, schaffen.

2.6 Angesichts des u beraus komplizierten Steuerrechts und einer u berlasteten
Steuerverwaltung kann das Ziel der Steuergerechtigkeit heute nicht mehr u ber den
Weg einer Suche nach immer weiter ausdifferenzierter Einzelfallgerechtigkeit erreicht
werden, sondern besteht in der Schaffung u berschaubaren Rechts, das fu r jedermann
auch gleichmaöig vollzogen wird. Steuergerechtigkeit ist nur mit
Steuervereinfachung zu erreichen.

Die wirksamste Steuervereinfachung besteht in der Abschaffung ganzer
Steuerarten. Auch aus diesem Grund wollen wir die Kraftfahrzeugsteuer
abschaffen und auf die Mineralolsteuer umlegen; allein dadurch konnten bundesweit
u ber 4.000 Bedienstete der Steuerverwaltung fu r andere Zwecke eingesetzt werden.
A hnliches gilt fu r die Abschaffung der Vermogenssteuer, bei der die Veranlagung und
Erhebung ebenfalls mit einem extrem hohen Verwaltungsaufwand verbunden ist.
Steuervereinfachung ist auch erforderlich, um die Finanzverwaltung in die
Lage zu versetzen, ihren Aufgaben zeitgerecht und in vollem Umfang
nachzukommen. So fu hrt z.B. der u berlange Turnus bei Betriebspru fungen zu
erheblichen Vollzugsdefiziten, die mit nachhaltigen Steuerausfallen verbunden sind:
Das Organisationsgutachten zur Steuerverwaltung beziffert den Mehrertrag, den der
Einsatz von 372 zusatzlichen Betriebspru fern erbrachte, auf jahrlich 100 Millionen
DM.

Wir wollen

-   die Kraftfahrzeugsteuer abschaffen und auf die Mineralolsteuer umlegen;

-   die Vermogenssteuer, die wie die Gewerbekapitalsteuer eine Substanz-
besteuerung darstellt, abschaffen;

-   die Existenzgefahrdung von mittelstandischen Betrieben durch die
Erbschaftssteuer bei Generationswechsel beseitigen;

-   die Grundsteuer aufkommensneutral umgestalten und vereinfachen, sie ku nftig
nur noch auf den Bodenwert beziehen, und damit zugleich Anreize fu r den
Wohnungsbau setzen und die Mieter entlasten;
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-   Vollzugsdefizite in der Steuerverwaltung abbauen und z.B. die erforderlichen
Stellen fu r Betriebspru fer schaffen, moglichst durch die Umwidmung von Stellen,
die durch Steuervereinfachung entbehrlich werden; wenn dies nicht rasch gelingt,
auch durch die Ausweisung neuer Stellen, die in den Folgejahren wieder
abgebaut werden.
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3 Effiziente Verwaltung in einem schlanken Staat -
Dezentralitat, Eigenverantwortung und Leistung

Unser Land braucht eine umfassende Verwaltungsreform: Kosten- und
Leistungsrechnungen, ein qualifiziertes Berichtswesen und eine dezentrale
Budgetverantwortung mu ssen in den dafu r geeigneten Teilen offentlicher Verwaltung
selbstverstandlich werden. Die Qualitat und die Kosten der Produkte offentlicher
Verwaltung mu ssen transparent und vergleichbar werden, um die Effizienz der
Verwaltung zu erhohen und Einsparpotentiale zu erschlieöen. Dies erfordert zugleich
Maönahmen zur Steigerung der Eigenverantwortung, der Motivation und der
Leistungsbereitschaft der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen. Groöere Freiheitsraume,
eine starker dezentral angesiedelte Verantwortung und eine effizientere
Leistungserbringung gehoren untrennbar zusammen. Voraussetzung eines
erfolgreichen Umbaus der Verwaltung ist eine breit angelegte Fortbildungsoffensive.

3.1  O ffentliche Verwaltung muö sich in ihrer Leistungsfahigkeit im Wettbewerb
bewahren. U berall dort, wo privatwirtschaftliche Unternehmen Leistungen,
die nicht hoheitlicher Art sind, unter vergleichbaren Bedingungen gleichwertig oder
besser erbringen konnen, ist die Abgabe entsprechender Leistungen in den
privatwirtschaftlichen Bereich angezeigt.

Wir wollen

-   offentliche Leistungen in diesen Fallen konsequent privatisieren;

-   offentliche Verwaltungen auch durch Verwaltungsvereinfachung, durch weniger
Gesetze und weitere Deregulierungsmaönahmen schlanker gestalten;

-   Effizienzsteigerung und dezentrale Verantwortungsstrukturen durch weitere
Aufgabendelegation voranbringen;

-   alle Landesbehorden weiterhin auf Rationalisierungspotentiale hin untersuchen;

-   den Prozeö der Umwandlung von Landesbetrieben und Landeseinrichtungen in
privaten Rechtsformen fortzusetzen, wobei in jedem Einzelfall zu
pru fen ist, ob eine echte Privatisierung zu bevorzugen ist.

3.2 Neue Verwaltungsstrukturen, die dem Anspruch auf mehr Effizienz und mehr
dezentraler Verantwortung entsprechen, erfordern auch eine Reform des
offentlichen Dienstrechts. Auch mit weniger Personal kann der offentliche Dienst
voll funktionsfahig bleiben, wenn u berholte bu rokratische Strukturen aufgebrochen
und betriebswirtschaftliches Denken und Handeln im offentlichen Dienst
selbstverstandlich werden.
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Wir wollen

-   das Leistungsprinzip starker betonen und dafu r sorgen, daö der Aufstieg qualif-
zierter Bewerber nicht langer durch starre Laufbahnprinzipien behindert wird,
sondern daö fahige und bewahrte Beamte entsprechend ihren
Leistungsmoglichkeiten in die nachst hohere Laufbahn aufsteigen konnen;

-   eine Reform des Systems der Dienstaltersstufen, wonach das Grundgehalt alle
zwei Jahre automatisch ansteigt, zugunsten einer Regelung, die wenige
Dienstaltersstufen mit einer Anhebung der Eingangsbesoldung kombiniert;

-   eine leistungsbezogene Neubewertung und Neuordnung von Laufbahnen, die
eine Anhebung der Eingangsamter im mittleren und gehobenen Dienst
einschlieöt, den Wegfall der Laufbahn des einfachen Dienstes und bei der
Zuweisung der Eingangsamter eine Gleichbehandlung gleichwertiger
Bildungsabschlu sse;

-   anstelle von Leistungszulagen die Gewahrung von situativen Leistungspramien
und durch A nderung des Stellenobergrenzenrechts fu r besondere
Leistungstrager entsprechende Beforderungsamter schaffen

3.3 Der Aufbau der allgemeinen Verwaltung in Baden-Wu rttemberg bedarf einer
grundlegenden U berpru fung. Ziel muö es sein, die Vielzahl von Verwaltungs- und
Planungsebenen zu begrenzen und einen effizienten und fu r den Bu rger
u berschaubaren Verwaltungsaufbau zu schaffen. Die heutigen Landkreise sind
vielfach zu klein, um ihre Aufgaben eigenstandig und erfolgreich bewaltigen zu
konnen. Beispiele hierfu r sind u.a. die Wirtschaftsforderung, die Abfallwirtschaft und
die Gestaltung des offentlichen Personennahverkehrs, bei denen heute bereits mit
Hilfskonstruktionen wie Zweckverbanden kreisgrenzenu berschreitende
Kooperationsformen gesucht werden, die aber - auch wegen ihrer Demokratiedefizite
- nicht u berzeugen konnen.

Wir wollen

-   eine Kreisreform, durch die leistungsfahige Kreise groöeren Zuschnitts gebildet
werden, die ihre traditionellen und die ihnen neu zugewachsenen Aufgaben in
vollem Umfang erfu llen konnen;

-   in den Randregionen Baden-Wu rttembergs auch landeru bergreifende Kreise
schaffen;

-   die U bertragung der Aufgabe der Regionalplanung auf die neu gebildeten Kreise,
so daö die heutigen Regionalverbande u berflu ssig werden und abgeschafft
werden konnen;

-   keine neue Grundsatzdiskussion um die Gemeindereform, aber die Moglichkeit, in
Einzelfallen Fehler zu korrigieren, wenn dies mit dem Gemeinwohl vertraglich ist;

-   u berpru fen, welche staatlichen Aufgaben im Sinne einer ebenso effizienten wie
bu rgernahen Aufgabenerfu llung in die Verantwortung der kommunalen Ebene
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u bertragen und welche Aufgaben von den Kreisen an die Stadte, Gemeinden und
Gemeindeverwaltungsverbande delegiert werden konnen.

3.4 Das Bemu hen um eine schlankere und effizientere Staatsverwaltung darf
auch vor der Landesregierung und den Regierungsprasidien nicht Halt machen.
Nach zehn Jahren eines u berproportionalen Zuwachses von Personalstellen in den
Ministerien (1983-93 allg. Landesverwaltung + 4%,
Ministerialverwaltung +23%) ist es an der Zeit, daö die Ministerien sich in jedem Jahr
der nachsten Legislaturperiode u berproportional am Personalstellenabbau
beteiligen.

m dies zu ermoglichen, ist neben einer Neuorganisation der Abteilungen und Referate
auch eine Verkleinerung des Kabinetts mit veranderter Ressortzustandigkeit
vonnoten. Auch die Regierungsprasidien brauchen neue
Organisationsstrukturen und einen deutlichen Personalabbau.

Die Minister haben sich auf ihre Hauptaufgaben zu konzentrieren; die Zugehorigkeit
von Mitgliedern der Landesregierung zu Organen wirtschaftlicher Unternehmen ist auf
ein Mindestmaö zu beschranken.

Wir wollen

-   die Zahl der Minister begrenzen und auf Staatssekretare, die nicht nach Art. 45
der Landesverfassung Mitglieder der Regierung sind, vollig verzichten; das
Gesetz u ber die Rechtsverhaltnisse der politischen Staatssekretare ist
aufzuheben.

-   auf den Minister im Staatsministerium verzichten, das Verkehrsministerium in das
Wirtschaftsministerium integrieren und das Minsterium fu r Familie, Frauen,
Weiterbildung und Kunst wieder in die Ressorts fu r Familie, Frauen, Soziales und
Gesundheit sowie in das Kultusministerium eingliedern;

-   die Zahl der Mandate von Mitgliedern der Landesregierung und von
Ministerialbeamten in Organen wirtschaftlichen Unternehmen beschranken;

-   mindestens 500 Stellen der Ministerialverwaltung in der nachsten
Legislaturperiode abbauen;

-   die Regierungsprasidien in einer ersten Stufe deutlich verschlanken und daru ber
hinaus pru fen, ob die Regierungsprasidien im Zuge der Herausbildung einer Drei-
Ebenen-Verwaltung (Land - neue (Regional-)Kreise - Gemeinden) ganzlich
entfallen konnen.
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4 Bildung ist Bu rgerrecht

Bildung ist Bu rgerrecht, denn Bildung ist das Tor zur Freiheit, zum Fortschritt der
Person wie der Gesellschaft, zu Toleranz und zur aufgeklarten, vernu nftigen
Gestaltung der Zukunft. Liberale Bildungspolitik ist sich der
Unterschiede und Eigenarten der Menschen, der unterschiedlichen Begabungen und
Lernvoraussetzungen bewuöt. Chancengleichheit heiöt deshalb nicht gleiche
Bildungsgange fu r alle, sondern die Forderung jeder Begabung in
allen Lebensabschnitten. Dies erfordert die Durchlassigkeit der Bildungsgange,
erfordert Moglichkeiten zu U bergangen und Umwegen und erfordert einen
nachhaltigen Ausbau der Fort- und Weiterbildung.

Der hohe Anspruch liberaler Bildungspolitik deckt sich mit der Entwicklung der
Anforderungen der Arbeitswelt, mit dem Trend zu zunehmend hoheren
Anforderungen und dem Erfordernis hoherer Qualifikationen. Die Forderung jedes
Einzelnen, die Durchlassigkeit des Bildungswesens, die Gewahrleistung hoherer
Bildungsabschlu sse, die Ausschopfung aller Bildungsreserven und der Ausbau der
Fort- und Weiterbildung sind damit zugleich Investitionen in die Zukunft des Standorts
Deutschlands und des Standorts Baden-Wu rttemberg.

Dabei ist Bildung stets mehr als Wissensvermittlung. Die Familie erganzend und
unterstu tzend haben die Bildungseinrichtungen auch wertbezogene Erziehung zu
leisten: Erziehung zu Humanitat und Toleranz, Diskussions- und Konfliktfahigkeit,
Solidaritat, Umweltethik, gegen Extremismus und Gewalt, Menschenverachtung und
Auslanderfeindlichkeit.

In allen Schulen mu ssen europaische Geschichte und europaische Kultur einen
hohen Stellenwert erhalten. Das Thema "Europaische Integration" muö ein zentrales
Thema in Geschichte, Gemeinschaftskunde und Erdkunde werden. Daru ber hinaus
soll interkulturelle Erziehung fester Bestandteil der Bildungsplane sein. Die
Bildungseinrichtungen mu ssen auf die einschneidenden Veranderungen durch
Informations- und Medientechnologie angemessen reagieren. Die dazu notwendigen
Mittel mu ssen kurzfristig bereitgestellt werden.

4.1 Wie jeder andere Politikbereich kann sich auch die Bildungspolitik nicht von den
Zwangen der Haushalts- und Finanzpolitik freimachen; liberale Bildungspolitik will
dafu r sorgen, daö auch bei enger gewordenen finanziellen Handlungsmoglichkeiten
die Bildungspolitik als zentraler Bereich personlicher, gesellschaftlicher und
wirtschaftlicher Zukunftsvorsorge den eingangs formulierten Anspru chen und Zielen
genu gen kann. Dies betrifft z.B. einen Standard der Unterrichtsversorgung, der
nicht unterschritten werden darf, wenn die Schule ihren Bildungsauftrag sinnvoll
erfu llen soll.

Dauerhaft steigende Schu lerzahlen erfordern deshalb kreative Losungen zur
optimalen Nutzung vorhandener Ressourcen, erfordern die Bereitschaft der Lehrer zu
neuen Modellen der Lehrerarbeitszeit, verlangen zugleich - auch bei stagnierenden
Einnahmen des Staates - finanzielle Prioritatensetzungen zugunsten des
Bildungsbereichs.
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Wir wollen

-  die Versorgung der Schulen mit Lehrern so gestalten, daö die heutigen
Klassenteiler (maximal 31 Kinder in der Grundschule, maximal 33 in Haupt- und
Realschulen und in den Gymnasien) erhalten bleiben;

-  neue Modelle einer flexiblen Lebensarbeitszeit der Lehrer einfu hren, um so die
Auswirkungen der stark ansteigenden Schu lerzahlen bis zum Jahre 2005
abzuschwachen;

-  daru ber hinaus in den nachsten Jahren etwa 800 zusatzliche Lehrerstellen pro
Jahr schaffen; denn nur so - und in Kombination mit den vorher genannten
Forderungen - wird sich das Ziel erreichen lassen, den Klassenteiler nicht
anzutasten.

4.2 Ein erstklassiges Schulsystem ist eine der wertvollsten Ressourcen des
Standortes Baden-Wu rttemberg. Zwar bedarf schulische Bildung der staatlichen
Forderung und Regelung. Aber Schule, die sich selbst nicht verandert, wird zur
Schule von gestern. Schule braucht Weiterentwicklung, braucht die modellhafte
Erprobung neuer Formen und Strukturen. Genauso gilt fu r Schu ler, Lehrer und Eltern,
daö Motivation, Eigenverantwortlichkeit und Kreativitat erst entstehen, wenn man
auch wirklich etwas bewegen kann. Der Schulalltag soll in erster Linie von denjenigen
gestaltet werden, die ihm tagtaglich ausgesetzt sind. Deshalb brauchen Schulen mehr
Autonomie.

Wir wollen

-   der einzelnen Schule mehr Eigenverantwortung im inhaltlich-padagogischen
Bereich, in Organisation und Verwaltung verschaffen, z.B. durch die Moglichkeit
der Entwicklung eigener Schulprofile und durch padagogische und inhaltliche
Schwerpunktsetzungen;

-   das Schulgesetz so verandern, daö Forderungen nach einem integrativen
Unterricht fu r behinderte Kinder, nach der Einrichtung von Ganztagesschulen,
einer sechsjahrigen Grundschule oder auch nach einer Zusammenfassung von
Haupt- und Realschule dann ohne ministerielle Einzelfallgenehmigung Rechnung
zu tragen ist, wenn Eltern, Lehrer und der Schultrager dies gemeinsam wu nschen;

-   daö Schule ihren Auftrag, junge Menschen auf die Wahrnehmung von
Verantwortung, Rechten und Pflichten in Staat und Gesellschaft vorzubereiten,
starker wahrnimmt; dazu gehort auch, der Schu lerschaft, zumindest der
weiterfu hrenden Schulen, umfassende Mitwirkungsrechte einzuraumen und sie
hieru ber zu informieren;

-   den Gemeinschaftskundeunterricht dahingehend reformieren, daö politische
Mitarbeit, Demokratie und Hinterfragen der Medien starker transportiert werden;"

-   mehr Mitwirkungsmoglichkeiten bei der Besetzung von Lehrerstellen und der
Auswahl fu r die Schulleiterposition; freie Schulleiterstellen konnen nicht
gegen das Votuum der Schulkonferenz besetzt werden;
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-   daö Schulen Finanzautonomie haben; das heiöt, daö auöer bei Personal-
kosten und Baumitteln die  Schule selbst u ber die Verteilung der ihr insgesamt
zugewiesenen Mittel entscheidet;

-   daö Schulen das Recht erhalten, in eigener Verantwortung Drittmittel zur freien
Verfu gung zu akquirieren;

-   die Schulen in freier Tragerschaft, die eine vom Grundgesetz gewollte Alternative
zum staatlichen Schulwesen sind und dieses in sinnvollem Wettbewerb erganzen,
nachhaltig so fordern, daö ihr Besuch entsprechend dem Sonderungsverbot der
Verfassung von der finanziellen Situation der Eltern wirklich unabhangig ist.

4.3 Das duale System der beruflichen Bildung hat sich bewahrt. Es muö sich
allerdings veranderten beruflichen und gesellschaftlichen Bedingungen anpassen und
entsprechend weiterentwickelt werden. Ziel muö es dabei sein, die Attraktivitat und
Flexibilitat beruflicher Bildungsgange zu steigern und den Anspruch der
Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung tatsachlich Wirklichkeit
werden zu lassen.

Wir wollen

-   die Aufstiegs- und Karrierechancen fu r Absolventen der beruflichen Bildung
verbessern. Dies ist Sache der Wirtschaft und des offentlichen Dienstes. Vor
allem hier sind mehr Durchlassigkeit und eine starkere Orientierung am
Leistungsprinzip statt an der Erstqualifikation erforderlich.

-   dafu r sorgen, daö die Forderung der Aufstiegsfortbildung, von Meisterkursen,
Techniker- und Fachwirtefortbildungen (Meister-BafoG) so rasch wie moglich
wieder aufgenommen wird;

-   die Unterrichtsversorgung an den beruflichen Schulen verbessern; der
Unterrichtsausfall an beruflichen Schulen muö der Vergangenheit angehoren.

-   die berufliche Bildung auch denen starker offnen, die bislang ohne Ausbildung
und Abschluö bleiben. Durch gestufte Ausbildungsgange, die nach dem
Baukastenprinzip die weitere Aufstockung ermoglichen, muö lernbeeintrachtigten
und sozial benachteiligten Jugendlichen der Erwerb eines ersten beruflichen
Bildungsabschlusses (Fachwerker) ermoglicht werden.

-   die Lebens- und Berufschancen von Aussiedlerkindern u.a. durch sprachliche
Fordermaönahmen und eine verbesserte sozialpadagogische Betreuung an den
Berufsschulen wie an den Grund- und Hauptschulen verbessern.
Eine enge Zusammenarbeit mit freien Tragern ist dabei unverzichtbar.

-  auch fu r Auslanderkinder spezifische Forderprogramme schaffen, z.B. ein
differenziertes Berufsvorbereitungsjahr zum Erwerb des Hauptschulabschlusses.
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4.4 Die Sicherung des Wissenschaftsstandorts Deutschland, die Sicherung des
Wissenschaftsstandorts Baden-Wu rttemberg ist elementare Voraussetzung jeder
Strategie zur Sicherung des Wirtschaftsstandorts. Dem steht eine chronische
Unterfinanzierung des Hochschulsektors gegenu ber, die durch verschiedene
Sonderprogramme der letzten sieben Jahre nur partiell gemildert, aber niemals
grundsatzlich angegangen worden ist. Die U berlast, unter der die Hochschulen seit
annahernd zwanzig Jahren leiden, gefahrdet die Substanz von Forschung und
Lehre.

Der vermeintliche Ausweg, die Zahl der Studierenden drastisch zu verringern, ware
kein Ausweg, sondern ein Irrweg: Die Entscheidung einer stark gestiegenen Zahl
junger Menschen fu r ein wissenschaftliches Studium entspricht grundsatzlich auch
den gestiegenen und weiter steigenden Qualifikationsanforderungen von Wirtschaft
und offentlicher Verwaltung. Eine Umkehr dieser Entwicklung ist weder moglich noch
wu nschenswert; wohl aber ist durch zusatzliche Studienplatze und neue
Studiengange ein starkeres Gewicht der Fachhochschulen innerhalb des
Hochschulbereichs anzustreben.

Die Hochschulforschung wie die auöeruniversitare Forschung in Deutschland
haben nach wie vor Weltgeltung. Es gilt, ihre Substanz zu erhalten und zu starken
und die Umsetzung der Forschungsergebnisse in marktfahige Produkte und
Verfahren zu verbessern. Dies erfordert eine starkere Forderung durch den Staat,
erfordert aber auch, daö sich insbesondere die Universitaten der Wirtschaft
gegenu ber starker offnen. (Siehe auch Kapitel 4)

Die U berwindung der Krise der Hochschulen erfordert einen Ansatz, der eine
dauerhaft gesicherte Hochschulfinanzierung mit einem Konzept verbindet, das die
Effizienz der Hochschulen vor allem in der Lehre starkt, Anreize zu wirtschaftlicherem
Verhalten der Hochschulen setzt, die Autonomie der Hochschulen starkt und zugleich
bu rokratische Entscheidungsablaufe zwischen Ministerium und Hochschulen auf ein
Mindestmaö begrenzt.

Wir wollen

-   die Sonderprogramme des Bundes und der Lander zur Abmilderung der U berlast
und zur Forderung des wissenschaftlichen Nachwuchses fortfu hren und dauerhaft
in die allgemeine Hochschulfinanzierung integrieren;

-   die Hochschulbauforderung auf das vom Wissenschaftsrat als auöerstes
Minimum angesehene Volumen von jeweils 2 Milliarden DM an Bundes- und
Landemitteln erhohen;

-   die Hochschulfinanzierung teilweise von den aktuellen Zwangen der
Haushaltspolitik des Landes abkoppeln und zu diesem Zweck eine Stiftung
"Wissenschaft und Weiterbildung" errichten, die aus Erlosen einer Privatisierung
landesbeteiligter Unternehmen zu speisen ist;

-   die Hochschulen mit einem Globalhaushalt ausstatten, der bei einer
leistungsbezogenen Mittelzuweisung - also unter Wettbewerbsbedingungen -
Anreize zu mehr Effizienz speziell im Bereich der Lehre fu hrt;
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-   dabei die zur Finanzierung der Lehre bestimmten Mittel in Form von pro-Kopf-
Betragen je Studierenden innerhalb der Regelstudienzeit plus ein Semester
zuweisen, so daö okonomische Anreize fu r die Hochschulen entstehen,
Studiengange so zu organisieren, daö sie innerhalb von Regelstudienzeiten
absolviert werden konnen, und zugleich die Studienberatung zu verbessern;

-   die verfaöte Studierendenschaft mit Satzungs- und Finanzhoheit wieder
einfu hren;

-   hochschuleigene Auswahlverfahren an die Stelle einer zentralen Vergabe von
Studienplatzen durch die ZVS setzen, um auch auf diese Weise einen
Qualitatswettbewerb der Hochschulen um die Studierenden (und der
Studierenden um die Hochschulen) anzuregen;

-   durch diese die Autonomie der Hochschulen nachhaltig starkenden
Strukturreformen zugleich einen deutlichen Abbau der Wissenschaftsbu rokratie
auf der Ministeriumsebene erreichen, da ein erheblicher Teil ihrer seitherigen
Aufgaben ku nftig an den Hochschulen selbst wahrgenommen wird.

-   parallel dazu die Regelungsdichte der baden-wu rttembergischen
Hochschulgesetze zuru ckfu hren, den an den Hochschulen vertretenen Gruppen
unter Beachtung der Grundsatze der Verfassungsgerichtsrechtsprechung
aufgabendifferenziert erweiterte Mitwirkungsrechte einraumen und effektivere
Leitungsstrukuren an den Hochschulen verwirklichen;

-   die Beherrschung zumindest einer Fremdsprache voranbringen, vermehrt
bi- und trinationale Studiengange einrichten und Auslandsaufenthalte und
Auslandsstudien konsequent fordern;

-   die Grundlagenforschung an den Hochschulen so ausstatten, daö auf dieser
Basis vermehrt offentliche und private Drittmittel fu r die Hochschulforschung
angeworben werden konnen;

-   auf eine verbesserte institutionalisierte Kooperation zwischen Hochschulen,
auöeruniversitaren Forschungseinrichtungen und der Wirtschaft hinwirken;

-   die Errichtung zusatzlicher Transferzentren insbesondere an den Universitaten
und die Voraussetzungen fu r eine Existenzgru ndung aus den Hochschulen
heraus durch eine Anschubfinanzierung von Seiten des Landes vermehrt fordern.

4.5 Das Fachhochschulstudium mit integrierten Praxissemestern und das
Studium an den baden-wu rttembergischen Berufsakademien bieten eine
hochqualifizierte Ausbildung in kurzer Zeit, die aufgrund ihrer Praxisorientierung den
Anforderungen von seiten der Wirtschaft in besonderem Maöe gerecht wird. Durch
ihre Kooperation mit Unternehmen der Wirtschaft sind Fachhochschule und
Berufsakademie Orte des wechselseitigen Wissenstransfers, denen durch ihre
Verankerung in der jeweiligen Region zugleich groöe regional- und strukturpolitische
Bedeutung zukommt. Fu r Abiturienten bieten sie eine attraktive Alternative zum
universitaren Studium. Diese korrespondiert vielfach mit den eigentlichen
Ausbildungswu nschen, die haufig nicht verwirklicht werden konnen, weil an den
Fachhochschulen ein totaler Numerus clausus herrscht. Die Fachhochschulen
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mu ssen daher verstarkt ausgebaut, die Fortexistenz der Berufsakademien gesichert
werden.

Wir wollen

-   die Fachhochschulen, deren wissenschaftlich fundierte und zugleich
praxisorientierte Ausbildung den Anforderungen von Industrie und Wirtschaft in
besonderem Maöe entspricht, quantitativ verstarkt ausbauen;

-   die Moglichkeiten der Fachhochschulausbildung durch Erweiterung des
Facherspektrums inhaltlich ausweiten, und zwar durch grundsatzlich neue
Studienangebote ebenso wie durch das Angebot bisher ausschlieölich
universitarer Studiengange;

-   durch Einrichtung sogenannter kooperativer Studiengange an den
Fachhochschulen, in denen der Anteil der Ausbildung im Betrieb ausgeweitet
wird, die bewahrte duale Komponente der baden-wu rttembergischen
Fachhochschulausbildung weiter ausbauen und das Profil der Fachhochschulen
gegenu ber dem Universitatsstudium scharfen.

4.6 Die Lehrerausbildung wie die Lehrerfort- und -weiterbildung sind zu
verbessern. Die gestiegenen Anforderungen des Lehrerberufs erfordern neben
allgemeiner kultureller Kompetenz insbesondere padagogische,
fachwissenschaftliche, fachdidaktische und nicht zuletzt berufspraktische Kompetenz.

Fu r jeden dieser Anforderungsbereiche ist die Vermittlung wissenschaftlich fundierten
Wissens grundlegende Voraussetzung.

Wir wollen

-   den Praxisbezug in der Lehrerausbildung starken, insbesondere die
Praxisblindheit in der gymnasialen Lehrerausbildung durch ein obligatorisches
Schulpraktikum, das innerhalb des Grundstudiums zu absolvieren ist, beenden;

-   die Qualitat der Lehrerausbildung fu r Grund-, Haupt- und Realschullehrer sichern
und starken;

-   durch Einfu hrung eines Betriebspraktikums innerhalb der Lehrerausbildung den
bei Lehrern an allgemeinbildenden Schulen bestehenden Kenntnis- und
Wissensdefiziten im technischen und (betriebs)wirtschaftlichen Bereich abhelfen,
die eine gravierende Lu cke im Anforderungsbereich der kulturellen Kompetenz
darstellen;

-   den neuen Anforderungen an das Bildungssystem, die durch die rasante
Entwicklung der Informations- und Kommunikationstechnologien gestellt werden,
in der Lehrerausbildung, vor allem jedoch der Fort- und Weiterbildung Rechnung
tragen und die Lehrerfortbildung grundsatzlich so strukturieren, daö die Teilnahme
daran fu r jeden Lehrer verbindlich wird.
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5 Bu rger schu tzen - Freiheit sichern

5.1 Die liberale Bu rgergesellschaft gru ndet auf der Garantie der bu rgerlichen
Grund- und Freiheitsrechte. Sie sind in einer sich wandelnden Gesellschaft niemals
ein fu r alle Mal gesichertes Gut, sondern sind unter sich andernden gesellschaftlichen
Bedingungen stets neu zu bestimmen, zu sichern und auszubauen. Bu rgerrechte sind
dabei nicht nur durch staatliche, sondern auch durch gesellschaftliche Institutionen
und Organisationen bedroht; beim Schutz der Bu rgerrechte geht es deshalb nicht nur
um die Begrenzung staatlicher Machtbefugnisse, sondern stets auch um die
Einschrankung freiheitsgefahrdender gesellschaftlicher Machtausu bung.

5.2  In einer demokratischen Gesellschaft ist die Justiz zur Wahrung der
rechtsstaatlichen Ordnung berufen. Dazu muö sie arbeitsfahig sein und bleiben. Denn
der Bu rger darf nicht nur Recht haben, sondern muö sein Recht auch in
angemessener Zeit bekommen. Daran mangelt es haufig nicht nur wegen der standig
steigenden Zahl der gerichtlichen Verfahren. Auch die Notariate, die
Staatsanwaltschaften und der Strafvollzug haben Engpasse.

Wir wollen

-   eine bessere personelle Ausstattung der Gerichte, der Staatsanwaltschaften, der
Notariate und des Strafvollzugs;

-   eine bessere technische Ausstattung durch den Einsatz elektronischer
Datenverarbeitung;

-   bei einer Vereinfachung und Verku rzung der bestehenden Justizverfahren kein
Beschneiden der Verteidigerrechte oder die Verurteilung zu einer
Freiheitsstrafe ohne mu ndliche Verhandlung, kein weiterer Abbau des
Kollegialprinzips, keine Entscheidung des Gerichts, ob eine Berufung zugelassen
wird oder nicht.

5.3  In der Strafverfolgung mu ssen, zeitgerechte Wege gegangen werden.

Wir wollen

-   den erfolgreich erprobten Tater-Opfer-Ausgleich fu r Jugendliche und Erwachsene,
in allen Stadt- und Landkreisen durch die Bereitstellung von ausreichenden
finanziellen Mitteln sicherstellen.

-   landesweit zwei Schwerpunktstaatsanwaltschaften fu r Umweltkriminalitat.

-   die Einfu hrung von Sonderdezernaten fu r sexuelle Gewaltkriminalitat und nur eine
Tatsacheninstanz fu r diesen Opferkreis durch Anklage solcher Taten bei der
groöen Strafkammer.

-   ein Polizeipraktikum fu r Staatsanwalte
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5.4  Zu den Kernaufgaben des liberalen Rechtsstaates gehort, fu r die Sicherheit der
Bu rger zu sorgen und die Rechte des Einzelnen zu schu tzen. Alle staatlichen
Behorden sind bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben gefordert, in erster Linie die
Polizei. Sie verkorpert das Gewaltmonopol des Staates. Bei ihrer Tatigkeit ist sie an
Gesetz und Recht gebunden.

Baden-Wu rttemberg braucht ein neues Sicherheitskonzept, welches eine straffe
Aufbauorganisation der Polizei, die Entlastung von polizeifremden Tatigkeiten zur
Gewahrleistung einer starken Polizeiprasenz und die Ausru stung mit modernster
Informations- und Kommunikationstechnik beinhaltet. Und angesichts der erheblich
gestiegenen Anforderungen muö eine leistungsgerechte Bezahlung der Polizei
ermoglicht werden.

Wir wollen

-   die stufenweise, sich u ber zehn Jahre erstreckende Einfu hrung der sogenannten
zweigeteilten Laufbahn, wonach nach den Ausbildungs- und Dienstzeiten im
mittleren Dienst und nach erfolgreichem Fachhochschulabschluö alle
Polizeibeamten den Laufbahnen des gehobenen und des hoheren Dienstes
zuzuordnen sind;

-   eine Verstarkung der Kriminalitatspravention, die nicht allein Aufgabe der Polizei
sein kann, sondern auf lokaler Ebene durch Arbeitskreise zur
Kriminalitatspravention zu unterstu tzen ist, denen Vertreter von Gemeinden,
Medien, Vereinen, Polizei und Justiz angehoren;

-   den freiwilligen Polizeidienst abschaffen, weil es nicht zu verantworten ist,
unzureichend ausgebildete Polizeifreiwillige zur Gefahrenabwehr oder zur
Strafverfolgung heranzuziehen;

-   zur Starkung der Prasenz der Polizei vor Ort  - in den Revieren, den Polizei-
posten und damit in der O ffentlichkeit - die Polizei  von Aufgabenbereichen, die
kein polizeiliches Fachwissen erfordern, entlasten. Die hierfu r benotigten 1.000
Stellen fu r Tarifangestellte zu schaffen, ist eine der vordringlichen Aufgaben der
nachsten Legislaturperiode.

-   eine Verbesserung der Sachausstattung der Polizei insbesondere im Bereich der
Informations- und Kommunikationstechnik; hierfu r ist fu r die nachste
Legislaturperiode ein Technikstrukturprogramm zwingend erforderlich;

-   eine Verschlankung der Aufbauorganisation der Polizei im Bereich der
Landespolizeidirektionen durch Verlagerung von weiteren Kompetenzen nach
unten auf die Polizeidirektionen.

Mit diesen Maönahmen konnen u ber 2.000 Stellen fu r die Verbesserung der
polizeilichen Prasenz und zur effektiveren Bekampfung der organisierten
Kriminalitat freigesetzt werden.
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5.5 Angesichts der wachsenden internationalen Kriminalitat ist kein Mitgliedsland der
EU mehr in der Lage, diese mit nationalen Mitteln allein zu bekampfen. Als Grenzland
muö Baden-Wu rttemberg im Bereich der inneren Sicherheit europaische Losungen
vorantreiben.

Wir wollen

-   EUROPOL zu einer schlagkraftigen europaischen Polizei bei der Bekampfung der
organisierten Kriminalitat und der Drogen- und Terrorismusbekampfung
ausbauen. Dazu braucht EUROPOL grenzu berschreitende Kompetenzen bei der
Ermittlung, Fahndung, Strafverfolgung und Zusammenarbeit mit den nationalen
Justiz- und Sicherheitsbehorden.

-   eine effektive parlamentarische Kontrolle von EUROPOL.

5.6 Dem Schutz der Privatsphare als elementarem Bestandteil unserer
Verfassungsordnung wird in Zukunft mit der verstarkten Durchsetzung neuer
Informations- und Kommunikationstechnologien eine stark zunehmende Bedeutung
im offentlichen wie im nicht-offentlichen Bereich zukommen. Die
Datenschutzgesetzgebung muö hierauf rasch reagieren.

Wir wollen

-   das Amt der Landesbeauftragten fu r den Datenschutz starken, die
Unabhangigkeit des Amtes ausbauen und die Landesbeauftragte fu r den
Datenschutz als selbstandige, nur dem Gesetz unterworfene oberste
Landesbehorde einrichten;

-   dieser Stellung entsprechend die Landesbeauftragte fu r den Datenschutz vom
Landtag wahlen lassen;

-   das Landesdatenschutzgesetz, das Polizeigesetz und das
Verfassungsschutzgesetz des Landes mit dem Ziel der Starkung des
Datenschutzes u berarbeiten; z.B. du rfen die Kontrollbefugnisse der
Datenschutzbeauftragten bei der U berpru fung der Datenverarbeitung in oder aus
Akten keinen Einschrankungen unterliegen.

-   den Datenschutz im offentlichen und nicht-offentlichen Bereich in eine Hand
legen;

-   den Datenschutzbeauftragten ein umfassendes Mitwirkungsrecht bei der Planung
und Regelung offentlicher Datenverarbeitungssysteme und ein mit einer
Konsultationspflicht verbundenes Beratungsrecht beim Aufbau entsprechender
Systeme im nicht-offentlichen Bereich verschaffen.

5.7  Aus der offentlichen Hand darf nicht die "offene Hand" werden. Korruption,
Bestechung und Bestechlichkeit im offentlichen Dienst und in der Wirtschaft  sind
entschieden zu bekampfen
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Wir wollen

-   fu r die Aufdeckung von Korruption wirksame Kontrollmechanismen innerhalb der
offentlichen Hand schaffen; u.a. durch verstarkte Innenrevision, Einsatz mobiler
Pru fgruppen, regelmaöige Umsetzung von Bediensteten (Rotation), offentliche
Ausschreibung aller Auftrage der offentlichen Hand;

-   bei Polizei und Staatsanwaltschaft Sonderdezernate fu r Korruptionsdelikte
einrichten;

-   Haushaltsuntreue unter Strafe stellen;

-   bei Selbstanzeige von Korruptionsdelikten Straffreiheit oder Strafermaöigung
gewahren;

-   die Strafbarkeit von Bestechung und Bestechlichkeit, auch auf Abgeordnete,
erweitern.
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6 Die liberale Bu rgergesellschaft

6.1 Die liberale Bu rgergesellschaft lebt vom Engagement der Bu rgerinnen und
Bu rger; eine liberale Gesellschaft braucht bu rgerschaftliches Engagemant in
Familie und Nachbarschaft, in Vereinen und Initiativen, in Kirchen und
anderen gesellschaftlichen Organisationen, braucht die Mitwirkung der Bu rger am
politischen Prozeö in den Gemeinden und Kreisen wie auf Landes- und
Bundesebene, braucht Bu rger, die sich um die Entwicklung der Gesellschaft
ku mmern, die aktiv sind und sich einmischen. Dem mu ssen u berall echte
Mitwirkungs- und Mitbestimmungsrechte entsprechen.

Die hierfu r neben den gewahlten Volksvertretungen bestehenden Moglichkeiten der
politischen Mitwirkung sind auf kommunaler wie auf Landesebene auszubauen.

Wir wollen

-   junge Menschen unterstu tzen, die ihr Lebensumfeld mitgestalten und
mitbestimmen, z.B. durch die Schaffung von Jugendgemeinderaten;

-   durch A nderung der Landesverfassung die Voraussetzungen dafu r erleichtern,
daö die Bu rgerinnen und Bu rger u ber ein Volksbegehren einen Volksentscheid
erzwingen konnen (Quorum von 500.000 Wahlberechtigten);

-   das Quorum fu r das Zustandekommen eines durch Volksabstimmung
beschlossenen Gesetzes auf die Zustimmung von 25% der Wahlberechtigten
absenken;

-   die Moglichkeiten direkter Bu rgerbeteiligung durch die Herabsetzung der
Quoren fu r die Einberufung von Bu rgerversammlungen und das
Zustandekommen von Bu rgerantragen und Bu rgerbegehren verbessern;

-   den Katalog wichtiger Gemeindeangelegenheiten (�  21 Gemeindeordnung), u ber
die ein Bu rgerentscheid durchgefu hrt werden kann, deutlich erweitern;

-   das Landtagswahlrecht andern, um Chancengleichheit zwischen den Kandidaten
zu gewahrleisten, die Wahlchancen von Frauen zu verbessern und die Groöe des
Landtags durch die Verringerung von U berhangmandaten zu beschranken;

-   Landrate - wie bisher schon Bu rgermeister und Oberbu rgermeister - direkt von
den Bu rgerinnen und Bu rgern der Landkreise wahlen lassen;

-   die Ortschaftsverfassung ausbauen und die Ortsvorsteher direkt von den
Ortschaftsraten wahlen lassen;

-   die Einfu hrung des Rechts der Verbandsklage fu r anerkannte Verbande des
Natur- und Umweltschutzes.

-   die Bereitschaft zu bu rgerschaftlichem Engagement und ehrenamtlicher
Tatigkeit in Vereinen und Verbanden durch offentliche Unterstu tzung und
Anerkennung sowie durch Verbesserung der rechtlichen und steuerrechtlichen
Rahmenbedingungen verstarkt fordern.
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6.2 Die liberale Bu rgergesellschaft gru ndet auf Toleranz; Toleranz und
Weltoffenheit aber heiöt Toleranz nicht nur gegenu ber dem, was alt, bekannt und
gewohnt ist, sondern stets auch gegenu ber Neuem, Ungewohntem und Fremdem.
Eine liberale Gesellschaft fordert die Integration auslandischer Mitbu rger, in Schule
und Kindergarten, im kommunalen politischen Geschehen und vor allem im
alltaglichen Leben, am Arbeitsplatz und in den Vereinen, ohne ihnen das Recht auf
eine eigene kulturelle Identitat abzusprechen.

Daru berhinaus sind A nderungen des Staatsangehorigkeitsrechts erforderlich, um
auslandischen Mitbu rgern, die dies wu nschen, die Integration in unsere Gesellschaft
weiter zu erleichtern.

Wir wollen

-   nationale und internationale Kulturprogramme (wie z.B. Jugendaustausch,
Kulturwettbewerbe) sowie andere interkulturelle Begegnungen zur besseren
Verstandigung unterstu tzen.

-   den in Deutschland geborenen Kindern legal hier lebender Auslander mit
unbefristeter Aufenthaltserlaubnis automatisch die deutsche Staatsangehorigkeit
zuerkennen;

-   die Wartefristen fu r einen Anspruch auf Einbu rgerung fu r Auslander, die die
sonstigen Voraussetzungen erfu llen (keine schwere Straffalligkeit, eigenstandiger
Lebensunterhalt, ausreichende Deutschkenntnisse), auf acht
Jahre verringern;

-   den Grundsatz der Vermeidung doppelter Staatsangehorigkeit in den Fallen
aufgeben, in denen das Gesetz Rechtsanspru che auf Einbu rgerung einraumt.

-   die sofortige Umsetzung des Kommunalwahlrechts gemaö des Maastrichter
Vertrages.

Eine legale Zuwanderung nach Deutschland wird in der Zukunft schon aufgrund der
demografischen Entwicklung in der Bundesrepublik notwendig sein. Zuwanderung ist
eine Chance fu r eine offene Gesellschaft. Sie muö jedoch auch kontrolliert und
gesteuert werden.

Wir wollen

-   ein Zuwanderungsgesetz, auf dessen Grundlage jahrlich Zuwanderungsquoten
festgelegt werden, die den Integrationsmoglichkeiten der Bundesrepublik
Rechnung tragen;

-   dabei Spataussiedler und andere Personen, die einen Rechtsanspruch auf
Zuwanderung haben, auf diese Quote anrechnen und vorrangig beru cksichtigen;

-   das Zuwanderungsrecht so ausgestalten, daö das Zuwanderungsverfahren vom
Ausland aus betrieben werden muö.
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6.3 Die liberale Bu rgergesellschaft baut nicht auf einer starken Staatsorientierung,
sondern auf dem Prinzip der personlichen Freiheit und Eigenverantwortung de
Einzelnen auf. Die Freiheit des Einzelnen kann aber nur realisiert werden, wenn
gewisse Mindestvoraussetzungen erfu llt sind.

Die liberale Bu rgergesellschaft schu tzt deshalb diejenigen, die sich aus
eigener Kraft nicht oder nicht ausreichend selbst helfen konnen.

Dies gilt entsprechend verfassungsrechtlicher A nderungen besonders fu r
behinderte Mitbu rger, die besonders auf Hilfe angewiesen sind. Ziel der Forderung ist
es, den Behinderten die Moglichkeit zur Erreichung ihrer personlichen
Eigenstandigkeit zu geben. Nur so ist es moglich, daö sie Ihre individuellen
Lebensentwu rfe entwickeln konnen.

Wir wollen

-   die Fru hforderung behinderter Kinder als Voraussetzung fu r eine bessere
Integration ausbauen;

-   die integrative Erziehung im Kindergarten, in der Grundschule, wie in
weiterfu hrenden Schulen u berall dort ermoglichen, wo Eltern, Erzieher und die
Trager von Schulen und Kindergarten dies gemeinsam wollen;

-   offentliche Einrichtungen, Wohnungen und Verkehrsmittel behindertengerecht
gestalten und vorhandene Barrieren wo immer moglich abbauen;

-   familienentlastende Dienste weiter ausbauen und Selbsthilfegruppen sowie
Forder- und Freundeskreise von Behinderten starker fordern.

6.4 Das Bu rgergeld ist das einer liberalen Gesellschaft entsprechende Instrument
einer modernen Sozialpolitik; es stu tzt die sozial Schwacheren, verwirklicht den
Grundsatz "Arbeit statt Sozialhilfe", setzt Leistungsanreize, und es vereinfacht
Verwaltungsablaufe und wirkt damit bu rokratischem Wildwuchs entgegen.

Wir wollen

-   die steuerfinanzierten staatlichen Sozialleistungen (z.B. Sozialhilfe, Wohngeld und
Kindergeld), die heute von insgesamt 38 verschiedenen Behorden verwaltet
werden, in einem einheitlichen Bu rgergeld zusammenfassen, das von der
Finanzverwaltung ausgezahlt oder mit der Steuerschuld verrechnet wird, um
damit Entbu rokratisierung zu erreichen;

-   damit das Existenzminimum fu r alle in unserer Gesellschaft sichern und
ihnen ermoglichen, auf einem niedrigen Einkommensniveau, aber mit Wu rde in
unserer Gesellschaft - und nicht auöerhalb der Gesellschaft - zu leben, und damit
Solidaritat verwirklichen;

-   Anreize zur Arbeitsaufnahme dadurch setzen, daö ein Zusatzverdienst nur noch
zur Halfte auf den Bu rgergeldanspruch angerechnet wird, und damit
Leistungsanreize setzen.
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6.5 Eckpfeiler einer liberalen Bu rgergesellschaft ist die Solidaritat mit den alteren
Menschen. Liberale wollen eine offene Gesellschafft, in der alle Generationen
miteinander und in Verantwortung fu reinander ihr Leben nach eigener Entscheidung
gestalten konnen.

Wir wollen

-   den Ausstieg aus dem Berufsleben flexibel gestalten;

-   die Chance nutzen, bei Ehrenamt und Eigeninitiative die altere Generation starker
einzubeziehen;

-   vermehrt auf den Bau altengerechter Wohnungen, zunehmend auch in Form
betreuten Wohnens, hinwirken;

-   der Altersmedizin in Forschung und Lehre, Ausbildung und Weiterbildung
groöeres Gewicht verschaffen;

-   nach einem Krankenhausaufenthalt verbesserte Moglichkeiten der Rehabilitation
in erreichbarer Entfernung zur Verfu gung stellen.

6.6 Die liberale Bu rgergesellschaft setzt die Anspru che und Verheiöungen von
Grundgesetz und Landesverfassung um; deshalb muö die Verwirklichung der
Gleichberechtigung der Frauen in einer liberalen Gesellschaft konkrete Realitat
werden.

Um die Gleichberechtigung von Frauen und Mannern weiter voranzubringen, wollen
wir

-   im Gleichstellungsgesetz des Landes die Einrichtung von Frauenbeauftragten bei
allen Landesbehorden, u berwiegend landesbeteiligten Einrichtungen und bei den
Landkreisen und Gemeinden mit mehr als 20.000 Einwohnern gesetzlich
verankern;

-   Frauenforderplane zur Verwirklichung der Chancengleichheit in allen beruflichen
Bereichen, wobei der offentliche Dienst eine Vorbildfunktion wahrnehmen muö;

-   die berufliche Fort- und Weiterbildung schon wahrend der sogenannten
Familienphase ausbauen und Altersbegrenzungen in Ausbildung und Beruf
aufheben;

-   flexible Arbeitszeitformen mit hoher Zeitsouveranitat zur Erleichterung der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf;

-   die gesellschaftliche A chtung und strafrechtliche Verfolgung von Gewalt
gegen Frauen.

Eine Politik, die die Gleichberechtigung von Frauen und Mannern zu verwirklichen
sucht und die Voraussetzungen schafft fu r eine bessere Vereinbarkeit von Familie



- 31 -

und Beruf, ist zugleich eine kinderfreundliche Politik, die Ernst macht mit dem
Verfassungsauftrag des Schutzes von Ehe und Familie.

Zur Verbesserung der Situation der Kinder in Baden-W u rttemberg wollen wir

-   ein bedarfsdeckendes, vielfaltiges Netz von Kinderbetreuungseinrichtungen und -
angeboten sicherstellen und fordern, das bis zum 14. Lebensjahr reicht und
traditionelle Kindergarten ebenso umfaöt wie Kindertagesstatten, Eltern-
initiativen, Angebote der Tagespflege, altersgemischte Gruppen, betriebsnahe
und Betriebskindergarten sowie Horte an und auöerhalb von Schulen;

-   je nach Bedarf differenzierte O ffnungszeiten bis hin zu einem ausreichenden
Angebot an Ganztageseinrichtungen;

-   die Personalkostenbezuschussung des Landes mit 30 % der Kosten auf alle
Formen der Kinderbetreuung ausdehnen.

-   Kindererziehungszeiten (ebenso wie die Zeiten der Pflege von Angehorigen) im
Rentenrecht u ber das heutige Maö hinaus fu r drei Jahre voll und fu r weitere 13
Jahre zur Halfte anrechnen.

6.7  Trotz vieler Bekundungen zu einer aktiven Kinder- und Jugendpolitik findet diese
im Lande Baden-Wu rttemberg viel zu wenig statt. Dies muö sich
andern. Liberale wollen angemessene Freiraume fu r Kinder und Jugendliche, in
denen sich diese altersgerecht entfalten konnen.

Liberale fordern die Eigeninitiative von Kindern und Jugendlichen bei
Entscheidungen, die diese unmittelbar betreffen. Junge Menschen sollen unabhangig
von ihrer Herkunft und ihrem Geschlecht ihre Chance in der Gesellschaft
wahrnehmen konnen.

Wir wollen

-   daö neben der Unterstu tzung der Verbandsjugendarbeit auch die offene
Jugendarbeit starker gefordert wird durch Arbeit an Jugendlichen auf der Straöe,
durch Jugendhauser und Jugendtreffs unter fachkundiger Leitung, wobei die

-   Jugendlichen mitbestimmen konnen,

-   daö Selbsthilfe- und Initiativgruppen von Jugendlichen gefordert werden,

Wir wollen ferner

-   den Ausbau von Beratungsstellen fu r Jugendliche in Konfliktsituationen,
insbesondere bei der Drogenberatung und auf Wunsch der Betroffenen eine enge
Zusammenarbeit der Berater mit der Schule, den sonstigen sozialen
Einrichtungen und den Arbeitgebern,

-   den Ausbau der vorbeugenden Jugendhilfe und der Jugendsozialarbeit schon ab
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dem Kindergartenalter,

-   daö die soziale und berufliche Integration lernschwacher und benachteiligter
Jugendlicher im Zusammenwirken von Schule und Jugendamt besonders
gefordert wird,

-   daö Kinder und Jugendliche mit sozialen Schwierigkeiten zusatzlich in
Sondergruppen betreut und nicht u bereilt in Sondereinrichtungen abgeschoben
werden,

-   daö verstarkt Maönahmen gegen den sexuellen Miöbrauch von Kindern, die
Kinderpornographie sowie die Anwendung psychischer und physischer
Gewalt gegen Kinder und Jugendliche ergriffen werden,

-   daö bei der Polizei Sonderdezernate fu r sexuellen Miöbrauch und Gewalt
gegenu ber Kindern gebildet werden,

-   daö in der gesamten O ffentlichkeit das Bewuötsein fu r den Miöbrauch von
Kindern und dessen Gefahrenquellen gestarkt wird.
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